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sogar ausreiften. Kontinuierlich thematisiert wurden die zen-
trale Straßenecke Venloer Straße / Ehrenfeldgürtel, die rie-
sige, leer stehende Schiffsschraubenhalle in der Lichtstraße 
und die „Raumöffnung“ der zu großen, unzugänglichen, alt-
industriellen Blockflächen.

Das Ergebnis nach einer Woche Bearbeitungszeit war keine 
integrierte Gesamtplanung für Ehrenfeld, sondern vielmehr 
sind es ausgereifte, komplexe Entwicklungsansätze für stra-
tegisch bedeutsame Orte im Quartier. Ein Feldversuch, bei 
dem sich das „Copyleft-Prinzip“ als selbstorganisierend, ziel-
sicher, schnell und verbindlich erwiesen hat.

Die Offenlegung des Quellcodes
Obwohl Afrika der Kontinent mit der weltweit schnellsten 
Verstädterung ist, findet die Planung dieses gesellschaft-
lichen Umbruches nur punktuell und rudimentär statt. Es 
mangelt an vielem: Verwaltungsstrukturen, Planungsrecht, 
Know-how, Geld und vielerorts auch politischem Verantwor-
tungsgefühl.

Die beiden Architekten Jörg Baumeister und Nikolaus Kne-
bel leben seit Jahren in Afrika und im Nahen Osten und be-
schäftigen sich mit Stadtplanung unter Armutsbedingungen. 
Sie entwickelten ein „Short Manual for the next millions of 
dwellings in Africa“, das den Quellcode der Stadtplanung 
offenlegt. Auf einfachste Art und Weise werden Prinzipien 
nachhaltigen Städtebaus erklärt und visualisiert. Nach den 
als „Muster“ bezeichneten Forderungen wie „Mix People“, 
„Buy Local“ oder „Safeguard Green“ können bestehende Pla-
nungen auf ihre Nachhaltigkeit in Bezug auf Ökologie, Öko-
nomie und Soziales bewertet und neue, zukunftstaugliche 
Planungen erstellt werden.

Erklärungen zu städtischen Gebäudetypen und die Anwen-
dung von „Mustern“ und „Typologien“ anhand einer Beispiel-
siedlung zeigen, wie sich das Manual konkret anwenden lässt. 
Wie der Quellcode eines Computerprogramms versteht sich 
das „Manual“ nicht als Lösung, sondern als Anleitung, die be-
nutzt werden darf von jedem, der mit nachhaltiger Stadtent-
wicklung in unterschiedlichster Position beschäftigt ist.

Damit der Zugang zum „Manual“ offen für alle Stakeholder 
wird und nicht wie viele Publikationen verschlossen hinter 
Bibliothekswänden steht, kann das „Manual“ über das World 
Wide Web frei auf alle internetfähigen Mobiltelefone übertra-
gen werden. Es darf ohne Einschränkung ausgestellt, disku-

tiert, getestet, angepasst, verändert, erweitert, optimiert, ak-
tualisiert werden. 

„This manual can grow – just like a city“, so die beiden Au-
toren. 

Und nun?
In Deutschland ist das wachsende Interesse der Bewohner 
und Nutzer an der Mitgestaltung „ihrer“ Stadt offensicht-
lich. Die klassischen Stadtplanungsinstitutionen – die Politik 
mehr noch als die Verwaltung – zeigen sich gezwungenerma-
ßen bereit, ihre hoheitlichen Aufgaben im Dialog mit „Betrof-
fenen“ zu lösen. Unter diesen Rahmenbedingungen bietet es 
sich an, Open Source als erfolgreiche Entwicklungs- und Pla-
nungsstrategie auf Stadtplanungsprozesse zu übertragen und 
anzuwenden. Wir sind gespannt auf Open-Source-Zukunfts-
werkstätten, Open-Source-Stadtleitbilder, Open-Source-Quar-
tiersplanungen und vielleicht Open-Source-Bebauungspläne.

 Martin Kohler (*1975) studierte Landschaftsarchitektur in 
Hannover und Adelaide und ist Lehrbeauftragter und wissen-
schaftlicher Assistent am Arbeitsgebiet für Städtebau und 
Quartierentwicklung an der HafenCity Universität in Hamburg. Er 
ist Chefredakteur des polis Magazins und arbeitet als freier Autor 
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Wer macht mit bei Open Source?
Die Mitwirkenden einer Open Source Community beste-
hen aus aktiven Anwendern, Entwickler und Koordinatoren 
sowie den Projektverantwortlichen und Hauptentwicklern. 
Auf Funktionsebene sind es Bug-Fixer, Programmierer und 
Koordinatoren. Ihre Hauptmotive sind Eigenbedarf, Spaß, 
Lernprozeß, Reputation, Bezahlung, Identifikation, Altruis-
mus.
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Organisation erfolgreicher Open Source Software Projekte
– Open Source fängt mit einem Community Building Prozess 
an. Meist bevor die erste Zeile programmiert ist.
– Die Kommunikation und Koordination in Softwareprojek-
ten basiert auf der Nutzung moderner Informations- und 
Kommunikationstechnologien und ermöglicht eine räumlich 
getrennte Entwicklung des Gemeinschaftswerks. 
– Die zur Weiterentwicklung der Software nötigen Arbeits-
beiträge weisen einen sequenziellen Charakter auf: Innova-
tionen bauen auf vorhergehenden Entwicklungen auf und 
erfolgen nicht in radikalen Sprüngen. Zudem ist die Art der 
Arbeitsleistung komplementär, da mit steigender Anzahl 
von Lösungsansätzen Synergien zur Optimierung des Pro-
dukts entstehen.
– Softwareprogrammierung lässt sich in Teilprojekte zerle-
gen, die unabhängig voneinander weiterentwickelt werden 
können (Granularität). 
– Softwareentwicklung kann zeitlich versetzt erfolgen. Das 
heißt, nachträglich programmierte Elemente oder Module 
können in bereits aktive Software integriert werden (Modu-
larität). 

Quelle: Lattemann, C., Stieglitz, S. (2005): Rahmen für eine 
Governance in Open-Source-Projekten, Dresden.
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Projektbeispiele (Auswahl)
12 Nifty Ideas to improve your City
http://shareable.net/blog/12-nifty-ideas-to-improve-your-city
Bamboo Bike
www.bamboobike.org
Occupation Cookbook
http://slobodnifilozofski.org/?p=1901
Open Architecture Network
http://openarchitecturenetwork.org/
Open Government Initiative
http://www.whitehouse.gov/open
Open Plans
www.openplans.org
Open Pod
www.opensimsim.net
Open Street Map
http://www.openstreetmap.org/
Open Source Ecology
www.openfarmtech.org
Open Source Planning
www.opensourceplanning.de
Short Manual for the Next Millions of Dwellings in Africa
www.100000000-dwellings.net
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Das zarte Pflänzchen 
der Allmende
 Die Theorie der Gemeingüter liefert keine Patentrezepte für Stadtplaner. 

Aber das Werk von Elinor Ostrom erlaubt einen Spaziergang durch den Garten guter Ideen. 

 Text: Volker Stollorz

Theorien können so hart sein wie Beton. Dann behindern 
sie das Denken, führen zu Blockaden in den Köpfen. Eli-
nor Ostrom wurde damit immer wieder konfrontiert. Ihr 
Thema sind die Gärten der Gemeingüter, der sogenannten 
Allmenden, in denen Menschen sich um knappe Ressour-
cen wie Wasser, Wiesen und Wälder und deren gemeinsame 
Nutzung streiten und dabei zwar oft, aber, anders als viel-
fach angenommen, keineswegs immer scheitern. Das Motto 
von Ostroms Lebenswerk könnte man auch so formulieren: 
„Lasst Menschen mehr Allmenden wagen.“ Die Preisträge-
rin habe erkannt, befand das Nobelkomitee, das Ostrom 2009 
als erster Frau den Nobelpreis für Wirtschaftswissenschaften 
verlieh, dass Menschen „häufig raffinierte Mechanismen“ er-
funden hätten, um „drohende Interessenkonflikte“ im Um-
gang mit Gemeingütern zu entschärfen, jenseits von Staat 
und Markt. Es gibt ihn also sehr wohl: den vernünftigen Ge-
meinsinn in Gruppen, der seine Wirkung auch in städtebau-
lichen Fragen entfalten kann. Doch er ist vielen bis heute vor 
allem eines: nämlich suspekt. 

Geht es darum, endliche Ressourcen nachhaltig zu verwalten 
und zu verteilen, dann erzählen Planer, Politiker und Öko-
nomen gerne die alte Geschichte von der „Tragödie der Ge-
meingüter“, die der amerikanische Mikrobiologe und Öko-
loge Garrett Hardin 1968 in seinem berühmten, folgenreichen 
Essay „The Tragedy of the Commons“ zum allgemeinen Ge-
setz erhob. Sein prägnantes Bild: eine Weide, auf die jeder 
seine Schafe zum Grasen treiben darf. Sie werde die Herden-
besitzer mit der Zeit dazu verführen, immer mehr Schafe zu 
halten und auf dem Markt zu verkaufen, bis auf der Weide 
irgendwann kein Gras mehr nachwächst. Der freie Zu-
gang zu endlichen Ressourcen führe, so Hardin, unweiger-
lich zu deren Übernutzung. Individuell höchst rationales, an 
der Durchsetzung der eigenen Interessen orientiertes Han-
deln hätte demnach für das Kollektiv verheerende Folgen. 
Zwar weiß im Grunde jeder Einzelne, dass unkooperatives 
Verhalten auf Dauer allen schadet. Trotzdem will keiner der 
Dumme sein, der selber Maß hält, um dann hilflos mit anse-
hen zu müssen, wie die anderen davon profitieren, indem sie 
die Ressourcen eigennützig und skrupellos weiter ausbeuten 

– ein Dilemma, aus dem sich die Menschen, Hardin zufolge, 
aus eigener Kraft nicht befreien können. „Freiheit auf der All-
mende“, so das Fazit Hardins, bringt „allen Beteiligten den 
Ruin“.

In der Tat wurde die „Tragedy of Commons“ in der Geschichte 
der Menschheit schon oft erlebt und erlitten: Meere werden 
überfischt, Wälder abgeholzt, Weideland verödet, Böden sind 
verseucht. Aber handelt es sich hier wirklich um einen zwin-
genden Automatismus? 

Wer heute mitten in Berlin durch den Prinzessinnengarten 
schlendert und sich an dieser Enklave „urbaner Landwirt-
schaft“ erfreut, wer sich das kreative Engagement von Bür-
gern um die Daseinsvorsorge in sich entvölkernden Städ-
ten anschaut oder teilnimmt am Ringen vieler Kommunen 
um die Rückeroberung von verwaisten städtischen Brachen, 
die weder für den Staat noch private Investoren attraktiv er-
scheinen, der kann kaum noch ermessen, welchen Kraftakt 
es bedeutete, den Boden für die Wiederauferstehung einer 
ökonomischen Theorie der Gemeingüter zu bereiten. Was sie 
interessant macht, ist die Tatsache, dass sie quer liegt zum 
Primat der modernen Privat- und Gemeineigentumstheorien 
– ein Bermudadreieck, in dem sich Architekten, Investoren, 
Stadtplaner und Behörden allzu oft verheddern. 

Auch Ostrom ahnte nicht, welchen Kontinent an verschütte-
ten und verborgenen Erfahrungen sie auf ihrer „intellektuel-
len Reise“ durch die Gärten der Allmende entdecken würde. 
Mit bewundernswerter Beharrlichkeit suchte sie mit ihrem 
Ehemann Vincent nach den Lücken in den zubetonierten The-
oriegebäuden der Wirtschafts- und Politikwissenschaften. Sie 
erkundete – empirisch und interdisziplinär – die Grenzfälle 
bei der Nutzung privater und öffentlicher Güter, fand Risse 
im Beton, entstaubte historische Verwirrungen. Das Ergebnis 
sind Blaupausen einer nachhaltigen, regionalen Ressourcen-
verwaltung, an denen sich auch die Stadtplanung orientie-
ren kann. Ostroms Datenbank am „Center for the Study of 
Institutional Diversity“ in Tempe (US-Bundesstaat Arizona) 
enthält über tausend Fallstudien zur erfolgreichen kollekti-

„As Force is 
always on the 
side of the 
governed, 
the governors 
have nothing 
to support 
them but opin-
ion“

David Hume
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ven Nutzung knapper Gemeingüter („Common Pool Ressour-
ces“) – eine wahre Schatztruhe von empirischen Beispielen, 
die zeigen, wann Menschen sehr wohl imstande sind, mitein-
ander zu kooperieren und Ressourcen dauerhaft zu schonen. 
Ostrom leitet daraus keine Patentrezepte her. Aber sie hat es 
geschafft, aus dieser Fülle von Beispielen eine Reihe von Be-
dingungen und Handlungsmustern herauszufiltern, an denen 
sich bemessen lässt, ob tendenziell mit Konflikten beladene 
Auseinandersetzungen um Gemeingüter eher gelingen oder 
scheitern.

Zuerst kam Ostrom einem fundamentalen, in den Köpfen 
fest verankerten Irrtum auf die Spur. Es bestand und besteht 
darin, Komplexität mit Chaos gleichzusetzen. Um Chaos zu 
vermeiden und einer Verknappung von Gemeingütern vorzu-
beugen, galt es, die auf Wähler und Konsumenten reduzier-
ten Menschen zu beherrschen. Um die verwirrenden Welten 
der stetig wachsenden städtischen Zusammenballungen zu 
ordnen, kamen einfache ökonomische Modelle in Mode. Für 
den Austausch privater Güter war der Markt angeblich das 
optimale Regelungsinstrument. Öffentliche Güter wie z. B. 
die städtische Wasserversorgung glaubten die Gelehrten, ei-
ner starken, hierarchisch strukturierten Zentralgewalt anver-
trauen zu müssen. Denn nur dort wähnte man sie sicher. Die 
Zentralgewalt sollte die Macht haben, Regeln zu setzen, um 
egoistisches Handeln zu zivilisieren und bei Konflikten den 
Interessenausgleich zu steuern.

Schon mit ihrer ersten Feldstudie konnte Ostrom (in den 
1970er-Jahren) beweisen, dass an dieser Logik etwas nicht 
stimmte. Sie fand heraus, dass kleinere und „polyzentrische“ 
Einheiten bei der kommunalen Organisation von Gemeingü-
tern robuster waren als zentrale Verwaltungen. Im Süden Ka-
liforniens drohten infolge der wachsenden Bevölkerung die 
Grundwasserreserven übernutzt zu werden. Dabei waren die 
Interessen asymmetrisch verteilt. Die Wasserbetriebe an der 
Küste waren von der drohenden Verknappung stärker betrof-
fen als die Produzenten weiter im Inland, weil das Grund-
wasser in der Nähe des Ozeans durch einströmendes Meer-
wasser eher zu versalzen drohte. Ostrom stieß auf Dutzende 
von unterschiedlichen Strukturen und Institutionen, mit de-
nen die Kommunen die Entnahme von Grundwasser regelten. 
Mehr als 500 kleine und größere Produzenten besaßen Was-
ser-Entnahmerechte, teilten sich also die knapper werdende 
Ressource. Eine zentrale Regelung erschien vor diesem Hin-
tergrund nahezu unmöglich. Wie also ließen sich die wider-
streitenden Interessen am ehesten befrieden?

Ein verschachteltes Gemisch aus großen und kleinen Organi-
sationseinheiten, die zum Teil autonom agierten, erwies sich 
einer zentralen „Wasserbehörde“ als eindeutig überlegen – 
ein eklatanter Widerspruch zur orthodoxen Lehre. Lokal ver-
netzte Gemeinschaften in kleineren und mittleren Städten 
kamen mit den Herausforderungen des Wassermanagements 
viel besser zurecht als großstädtische Hierarchien. Sie konn-
ten das Verhalten der Bürger relativ gut beeinflussen und 
die öffentlichen Kosten für die Versorgung mit Wasser un-
ter Kontrolle halten. Offenbar stimmten Bürger, die mit den 

Dienstleistungen ihrer Kommune unzufrieden waren, eher 
„mit ihren Füßen“ ab, wechselten gegebenenfalls in Nach-
barschaften, in denen sie sich mit ihren Vorstellungen und 
Präferenzen besser aufgehoben fühlten. Gab es Probleme 
mit dem Service der Wasserlieferanten, ließen sich in den lo-
kal vernetzten Gemeinschaften bestehende Verträge leichter 
korrigieren. In größeren Städten dagegen fanden die Unzu-
friedenen in den Hierarchien der zentralen Verwaltungsinsti-
tutionen kaum noch Gehör. 

Bei Feldforschungen zur Organisation von Polizeigewalt in 80 
Metropolregionen stieß Ostrom auf ein weiteres Phänomen, 
sie bezeichnete es als „Koproduktion öffentlicher Dienstleis-
tungen“. Wieder übernahmen die Bürger in den kleineren 
Kommunen mit vielen lokalen Polizeistationen eine aktivere 
Rolle als in den Metropolen mit zentralisierten Polizeiorgani-
sationen, wie sie die herrschende Theorie städtischer Refor-
men verlangte. Bürger meldeten lokalen Polizisten z. B. eher 
verdächtige Aktivitäten in ihrer Nachbarschaft, fühlten sich 
selber dadurch sicherer. Ist ein solches Gemeinschaftsgefühl 
auf lokaler Ebene erst einmal zerstört, lässt es sich auf Befehl 
nicht wiederherstellen: In Städten, in denen die Behörden das 
bürgerliche Engagement gering schätzen oder sogar für ir-
relevant halten, reduzieren die Menschen ihre Bemühungen 
um den Erhalt der Gemeinschaft und die Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit erheblich. Als Resultat steigen 
dann längerfristig die Kosten, mit denen die Sicherheit als öf-
fentliches Gut erhalten werden muss.

Dagegen sind Menschen sehr wohl imstande, das Steuer in 
einer Krisensituation aus eigener Initiative wieder herumzu-
reißen. So geschehen bei den Hummerfischern in US-Bun-
desstaat Maine. In den 1920er-Jahren wären dort die Hum-
merbestände um Haaresbreite durch Überfischung zerstört 
worden. In der Krise reorganisierten sich die lokalen Fischer. 
Über Jahre hinweg entwickelten sie eine Reihe origineller, 
an die örtlichen Bedingungen angepasster Entnahmeregeln, 
einschließlich eines effektiven „Monitorings“ der bedrohten 
Hummerbestände. So einigten sich die Fischer z. B. darauf, 
trächtige Weibchen am Schwanz mit einem „V“ zu markieren 
und wieder freizulassen, um den Nachwuchs zu sichern. Wer 
sich als Hummerverkäufer oder Kunde nicht an die Spielre-
geln hielt, fiel durch die Markierung der Tiere auf den Märk-
ten sofort auf. Heute zählt Maine zu den weltweit erfolg-
reichsten Zentren der Hummerfischerei – eine Folge der von 
den Fischern selbst etablierten Normen, die staatliche Fang-
verbote oder die Preise des Marktes nicht erzwingen konnten. 

Auch in anderen Regionen der Welt schufen lokale Gemein-
schaften unter besonderen Umständen kooperative und ver-
antwortliche Organisationsformen, um Gemeinressourcen 
nachhaltig zu bewirtschaften. Bei Feldstudien an Dutzenden 
von Bewässerungssystemen in Nepal konnten die Forscher 
zeigen, dass Reisterrassen, die von den Bauern selbstverant-
wortlich gemanagt wurden, weit effektiver wirtschafteten, 
wenn es darum ging, die Felder bei unterschiedlichen Witte-
rungsbedingungen am Berg und im Tal zu bewässern. Sie ver-
ursachten, so Ostrom, auch geringere Kosten als all die „schi-

cken Bewässerungssysteme, die mit Hilfe der Asiatischen 
Entwicklungsbank oder der Weltbank errichtet wurden“. 

Eindrucksvoll hat die Querdenkerin damit unter Beweis ge-
stellt, dass Komplexität keineswegs mit Chaos gleichzuset-
zen ist. Wer ihr Lebenswerk betrachtet, kann nur staunen 
über die robusten und vielfältigen Regelsysteme, mit denen 
Menschen gelernt haben, gemeinsame Ressourcen nachhal-
tig zu nutzen. Ihrem klaren Blick ist es zu verdanken, dass 
das zarte, lange übersehene Pflänzchen der Allmende auch 
in den Köpfen allmählich wieder gedeiht. Die Früchte eines 
Jahrzehnte währenden Forschungsprogramms werden in ih-
rer überlebenswichtigen Bedeutung sichtbar. Und es zeigt 
sich: Anders als es die herkömmliche Theorie erlaubt, ist Gar-
rett Hardins „Tragödie der Gemeingüter“ keine zwingende 
Regel, sondern ein Spezialfall menschlichen Handelns, der 
keinesfalls Allgemeingültigkeit besitzt.

Das heißt nicht, dass verallgemeinernde Theorien der Öko-
nomie zum Verhalten von Menschen in Gruppen deswegen 
obsolet würden. Jede Wissenschaft braucht ihre Modelle, mit 
denen sich komplexe sozioökologische Systeme abbilden 
lassen. Was aber sind nun die „robusten Spielregeln“ für die 
konkrete Lösung von komplexen Problemen? 

Elinor Ostrom rät Planer zu Vorsicht: „Was auf die jeweiligen 
lokalen Gegebenheiten passt und im Feld maßgeschneidert 
wurde, funktioniert meist besser als Ratschläge, die auf sehr 
allgemeinen Modellen basieren.“ Im Übrigen sei es oft gar 
nicht nötig, „den Menschen Regeln für ihr Verhalten bis ins 
Detail vorzuschreiben.“ In der neuen Wissenschaft der All-
mende geht es viel mehr darum, die Bedingungen der Mög-
lichkeit einer Kooperation auszuloten und durch Experimente 
vor Ort zu erweitern. Ostrom spricht von „potentiell produk-
tiven Arrangements“. Und sie kann immerhin einige Voraus-
setzungen benennen, die erfüllt sein sollten, will man Gemein-
güter über längere Zeiträume hinweg nachhaltig verwalten. 

Aus ihrer Datenbank filterte das Team um die Ostroms acht 
sogenannte Design-Prinzipien einer erfolgreichen Organisa-
tion von Gemeingütern heraus. Bei einer Analyse von hun-
dert Feldstudien hatte sich gezeigt, dass zwei Drittel der als 
„robust“ eingestuften Systeme die meisten dieser acht Bedin-
gungen erfüllte, während sie bei Fehlschlägen dagegen stets 
fehlten. Dazu gehören z. B.: eindeutige und akzeptierte Gren-
zen zwischen legitimen Nutzern und Nichtnutzern; Sank-

tionen, die sich bei wiederholten Verstößen gegen die ver-
einbarten Regeln verschärfen; ein präzises Monitoring der 
Ressource und ihrer Nutzer; lokale Arenen für eine schnelle 
Lösung von Konflikten; ein Mindestmaß von Rechten der 
bürgerlichen Gemeinschaft, sich eigene Regeln zu setzen. 

Um Bauern z. B. in die Lage zu versetzen, über die optimale 
Nutzungsdichte von Tieren auf ihren Weiden zu diskutieren, 
kann es schon reichen, dass sie darüber von Angesicht zu 
Angesicht verhandeln müssen. Auch einige andere funda-
mentale Regeln können die Kooperation zwischen den Han-
delnden erleichtern. Wer die Lebenssituation der übrigen 
Teilnehmer zumindest schon vom Hörensagen kennt, verhält 
sich kooperativer. Wichtig ist es für viele, zu wissen, dass sie 
eine konkrete Entscheidungssituation auch ohne hohe Kos-
ten wieder verlassen können. Es nimmt ihnen die Angst, am 
Ende womöglich als Trottel dazustehen, weil sie diejenigen 
waren, die kooperierten, während andere sich egoistisch ver-
hielten. Bei langfristigen Projekten ist die Bereitschaft zur 
gemeinsamen Lösung von Problemen größer als bei einer nur 
vorübergehenden Zusammenarbeit. Entscheidend ist nicht 
zuletzt der Umgang mit Sanktionen. Extern aufgezwungene 
Sanktionen senken die Bereitschaft zur Kooperation. Einigen 
sich die Teilnehmer hingegen gemeinsam auf ein Sanktions-
system, benötigen sie meist weniger Sanktionsmechanismen, 
was wiederum hilft, den Nutzen der Ressource erheblich 
zu steigern und die Kosten der Kontrolle von Fehlverhalten 
drastisch zu senken. 

Auf einer noch abstrakteren Ebene fand sich ein Katalog von 
sieben „Metaregeln“, die das Verhalten von Individuen in Ent-
scheidungssituationen typischerweise beeinflussen. Nichts 
davon garantiert den Erfolg. Grundsätzlich gilt: Man muss 
man es den Menschen ermöglichen, Vertrauen zueinander zu 
entwickeln und ihnen die nötige Zeit geben, die sie brauchen, 
um regional passende Spielregeln für eine nachhaltige Nut-
zung von Fischgründen, Wäldern, Weideländern, Bewässe-
rungssystemen auszuhandeln. 

Um bereits vorliegende sozio-ökonomische Systeme zu-
nächst einmal im Hinblick auf die ihnen wirksamen Inter-
aktionen und von ihnen erbrachten Leistungen zu studieren, 
werden vielschichtige Systeme „dekomponiert“. Auch hierzu 
schlägt die Theorie der Allmende klare Aktionen vor. In ei-
nem ersten Schritt werden die „Eigenschaften“ der jeweili-
gen Ressource ermittelt, etwa ein See mit Fischen, ein Wei-

„As Force
is always on the side of the governed, 
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degrund oder auch eine städtische Brache. Danach werden 
die „Einheiten“ beschrieben, die dieses System hervorbringt, 
also etwa Fische, Wasser oder einen Garten. Sodann müssen 
die potenziellen „Nutzer“ des Systems definiert und schließ-
lich die „Spielregeln“ festgelegt werden, mit denen die Nut-
zer, also etwa Fischer, Rinderzüchter oder Gärtner, ihre Res-
source an einem bestimmten historischen Ort und zu einer 
bestimmten Zeit managen. An welchen Normen orientieren 
sich lernende Individuen lokal? Wie hoch ist das Vertrauen 
darauf, dass sich auch andere Teilnehmer kooperativ ver-
halten werden? Mithilfe solcher Analysen, Ostrom nennt sie 
„Diagnostic Ontology for Social-Ecological Sustainability“ 
(DOSES), könne man auch verstehen, woran und warum Sys-
teme, so gut sie vielleicht gemeint gewesen waren, manchmal 
scheitern. So basierte auch die „Tragödie der Commons“ in 
Wahrheit auf zwei unrealistischen Annahmen: Die Weide mit 
den Schafen ist ein Niemandsland und kein Gemeingut. Zu-
dem agieren die Schafzüchter in dieser Theorie anonym ohne 
Wissen über das Handeln der anderen.

Inwiefern sich Elemente der Allmende in Prozesse einer po-
lyzentrischen Stadtplanung integrieren ließen, wäre eine ei-
gene Untersuchung wert. Die Publizistin Silke Helfrich setzt 
sich in Zusammenarbeit mit der Heinrich Böll Stiftung seit 
Jahren intensiv dafür ein, die Gärten der Allmende auch in 
Deutschlands Städten stärker erblühen zu lassen. Etwa im 
Rahmen von Planungsprozessen, die mehr Teilhabe ermögli-
chen. Für Helfrich ist etwa der Bürgerprotest um Stuttgart 21 
ein Stück weit auch ein „Prozess der Wiederaneignung und 
Wiedergewinnung städtischer Gemeingüter“. Die Menschen 
wollten einen Signal setzen: „Das ist unsere Stadt und die Zu-
kunft dieser Stadt wollen wir nicht nur mitbestimmen, son-
dern bestimmen.“ So belebt die Allmende die Fantasie an vie-
len Orten. Helfrich schwärmt von den „Transition Towns“, in 
denen sich Menschen in Nachhaltigkeitsinitiativen in Städ-
ten und Gemeinden engagieren. Erzählt von dem „Wächter-
hausmodell,“ eine Art Mietshaussyndikat in Leipzig. Oder 
begeistert sich für Ideen einer „Open-Source-Stadtplanung“. 
Die kreativsten Ideen finden sich oft an Orten, wo sich Men-
schen von Staat und Markt verlassen fühlen. 

Aber schon ein Blick durch die Brille der Allmende kann in ei-
ner Stadt originelle Lösungen zutage fördern. Wenn es in Bos-
ton im Winter während eines Blizzards heftig schneit und die 
Straßen nicht geräumt werden, ist es in einigen Stadtvierteln 

gängige Praxis, alte Möbelstücke auf vom Schnee befreite Flä-
chen zu stellen, um so den eigenhändig frei geschaufelten Park-
platz zu markieren. Die Menschen in manchen Stadtteilen ha-
ben sich gemeinsam auf dieses Verfahren der vorübergehenden 
Aneignung geeinigt – bis der Schnee schmilzt. Ein alter Stuhl 
wird so zeitweise zum Gemeingut, der ein Recht auf einen Park-
platz als Ergebnis einer gemeinsamen Übereinkunft markiert. 

So ein Ergebnis ist weit entfernt von jeder Form der Sozial-
romantik, die glaubt, es reiche schon, wenn nur alle Macht 
vom Volke ausgeht. „Es gibt heute viele Versuche, Verantwor-
tung zu dezentralisieren, meist mit einer rigiden Formel, bei 
der man Menschen Regeln an die Hand gibt und sagt: „So, 
die Ressource gehört jetzt euch“, erklärt Ostrom. Doch so 
einfach ließen sich die Probleme nicht lösen. Im Kern rich-
tet sich die neue Theorie der Allmende ja gerade gegen jede 
Form von planerischen Patentrezepten. Ebenso wenig ist der 
gemeinschaftliche Umgang mit Gemeingütern eine Garan-
tie für bürgerschaftliche Idylle, da Menschen stets um die 
beste Lösung miteinander ringen müssen und dabei Interes-
senkonflikte unvermeidlich sind. Und er schafft auch nicht 
das Drama der Allmende aus der Welt, das sich immer dann 
ereignet, wenn Menschen eine Art von Niemandsland aus-
beuten, an dem niemand irgendwelche Rechte besitzt und wo 
sich die Nutzer untereinander nicht kennenlernen. Ein Bei-
spiel dafür ist die Gier von internationalen Fischfangflotten, 
die Küstengewässer leer fischen und damit den lokalen Fi-
schern die Lebensgrundlage entziehen. Solche „Roving Ban-
dits“ sind auch neue Märkte, die überall auf der Welt entste-
hen und die Ausbeutung von Ressourcen in einem so hohen 
Tempo vorantreiben, dass lokale Institutionen und Gemein-
schaften davon schlicht überwältigt werden. 

Umso wichtiger ist es, zu wissen: Es gibt ihn längst, den drit-
ten Weg – ein Alternativmodell zur modernen Saga vom ewi-
gen Elend der Egoisten, die aus Eigennutz die Umwelt zerstö-
ren. Es gibt Fischer, die ihre Gewässer auch ohne staatliche 
Fangquoten nicht überfischen. Es gibt die nepalesischen 
Reisterrassen, auf denen Bauern seit Jahrhunderten knappe 
Wasservorräte fair verteilen, ganz ohne Eigentumsrechte, die 
es Besitzern erlauben würden, Grund und Boden als Privat-
eigentum zu veräußern. Und es hat auch Regenwälder gege-
ben, die nachhaltig genutzt wurden – bis korrupte Politiker 
und kommerzielle Holzfirmen zum Kahlschlag der wertvol-
len Ressource bliesen. 

Die Botschaft würde demnach lauten: Menschen, die im Di-
lemma einer drohenden Übernutzung von Ressourcen ste-
cken, sind nicht zwingend auf eine externe Autorität ange-
wiesen, um sich aus der „Tragedy of the Commons“ wieder zu 
befreien. Was sie brauchen, sind Arenen, auf denen sie mit-
einander interagieren und dabei lernen können, sich gegen-
seitig zu vertrauen. Erhalten sie zuverlässige Daten über den 
Zustand der Ressource, ist ein gutes Monitoring etabliert, be-
steht die Gelegenheit für den Einsatz neuer Werkzeuge und 
die Möglichkeit, sie an die örtlichen Gegebenheiten anzupas-
sen, dann sind Menschen zwar nicht immer, aber doch häufig 
in der Lage, die Tragödie der Gemeingüter in ein Geschehen 
zu verwandeln, das ein gutes Ende finden kann. Manchmal 
hilft auch einfach moderne Technik, eine Übernutzung zu 
verhindern, indem etwa Hochseefischer ihren Fang per Satel-
litentelefon an eine Zentrale melden, über die alle anderen Fi-
scher erkennen können, wie viel Fische aus dem Meer geholt 
werden und ob das die Bestände gefährdet.

Zu lange haben Ökonomen die Fähigkeit von Menschen zu 
kooperativem Verhalten in komplexen Situationen unter-
schätzt. Worauf Ostrom ihr Zutrauen letztlich gründet, dass 
Menschen sich freiwillig in bestimmten lokalen Kontexten 
sehr wohl an Regeln halten, obwohl sie damit ihre eigene 
Nutzenmaximierung begrenzen? Hier wird die Nobelpreis-
trägerin fast schon philosophisch: „Es gibt gewichtige Belege 
dafür, dass die Menschen eine ererbte Fähigkeit besitzen, zu 
lernen, Reziprozität und soziale Regeln so zu nutzen, dass sie 
damit ein breites Spektrum sozialer Dilemmata überwinden 
können“. Höchste Zeit, dass auch Städteplaner und Architek-
ten die Früchte solcher Erkenntnisse pflücken. Und sei es nur, 
damit aus Wutbürgern Menschen mit mehr Vertrauen werden, 
die teilhaben wollen an stimmigen Planungen der komplexen 
ökonomisch-ökologischen Systeme, die das Leben auf die-
sem Planeten zunehmend bestimmen werden. Oder, um noch 
einmal das Nobelpreis-Komitee zu zitieren: Die Zukunft ge-
hört der „Organisation von Kooperation“.

nothing 					     to support themthe governors have

						      “opinion

but

Literatur 

Hardin, Garrett (1998): Extensions of „The Tragedy of the Commons“

In: Science 1, Vol. 280, no. 5364.

Helfrich, Silke (2009): Wem gehört die Welt? oekom verlag.

Helfrich, Silke, Kuhlen, Rainer, Sachs, Wolfgang, Siefkes, Christian (2010): 

Gemeingüter – Wohlstand durch Teilen. Hrsg. v. d. Heinrich Böll Stiftung. 

Ostrom, Elinor: Governing the Commons: The Evolution of Institutions for 

Collective Action (Political Economy of Institutions and Decisions). 

Cambridge University Press (1990).

Ostrom, Elinor (1999): Die Verfassung der Allmende. Tübingen, Mohr-Siebeck

Ostrom, Elinor (2007): A diagnostic approach for going beyond panaceas. 

In: Proceedings of the National Academy of the Sciences, Vol. 104, 

Nr. 39, S. 15181–15187.

Ostrom, Elinor (2008): Polycentric systems as one approach for solving 

collective-action problems. http://dlc.dlib.indiana.edu/dlc/bitstream/

handle/10535/4417/W08-6_Ostrom_DLC.pdf?sequence=1

Ostrom, Elinor (2009): Beyond Market and States: Polycentric Governance 

of Complex Economic Systems. Nobel Lecture. http://nobelprize.org/

nobel_prizes/economics/laureates/2009/ostrom_lecture.pdf

Ostrom, Elinor: A Long Polycentric Journey. In: Annual Review of 

Political Science, Vol. 13: 1-23, 2010 http://www.annualreviews.org/

doi/pdf/10.1146/annurev.polisci.090808.123259

Amy R. Poteete, Marco A. Janssen and Elinor Ostrom (2010): Working 

Together: Collective Action, the Commons, and Multiple Methods in 

Practise. Princeton University Press (2010).

66  BEYOND INSTITUTIONS BEYOND INSTITUTIONS  67



Mein und Dein: ein Bündel von Eigentumsrechten
Wälder, Weiden, Seen oder Küstenstreifen am Meer können 
Eigentum des Staates sein oder von Privatbesitzern. Manch-
mal handelt es sich bei solchen Gemeinressourcen aber auch 
um Gemeineigentum wie die mittelalterlichen Allmendewie-
sen oder um echtes Niemandsland wie in der Tiefsee. So-
wohl der Staat, Privateigentümer, aber auch Gemeineigen-
tümer können einen See leer fischen, den Wald abholzen 
oder das Grundwasser vergiften sowie die Luft für alle ver-
pesten. Elinor Ostroms Begriff der Gemeinressourcen (Com-
mon Pool Ressources) sollte insofern nicht vermengt werden 
mit Gemeineigentum (Common Property Ressource). Eine 
heiß diskutierte Frage ist, inwiefern es sich bei dem Boden 
unter unseren Füßen um eine Gemeinressource im Sinne 
Ostroms handelt. „Der Boden ist üblicherweise eine knappe 
Ressource, die nicht Gemeingut ist. Gemeinschaften können 
aber Rechte an Grund und Boden besitzen“, erläutert die No-
belpreisträgerin diplomatisch die Gemengelage. „Ein Stück 
Land ist anders als etwa die Luft, die wir atmen, normaler-
weise eine Ressource, die umzäunt werden kann, um Men-
schen von der Nutzung auszuschließen.“ Es gelte daher, zu 
unterscheiden zwischen der „Governance“ von Ressourcen-
systemen und der von Eigentumsrechten. Ostrom hält sich 
mit dieser zentralen Unterscheidung der Gemeinressourcen 
von anderen öffentlichen Gütern, wie sie etwa eine Feuer-
wehrwache oder das Gefühl der Sicherheit in einer Stadt dar-
stellen, eine ideologisch stark aufgeladene Debatte um die 
Idee der „Vereinigten Willkür“ vom Leib, die immer dann los-
bricht, wenn Entstehung und Reichweite von Eigentumsrech-
ten an ursprünglichen Gemeinressourcen wie dem Boden 
theoretisch begründet und nicht nur vertragsrechtlich herge-
leitet werden sollen. Da Flächen knapp sind, ist die Kernfrage, 
inwiefern Privatbesitz an Boden zusammen mit den dazuge-
hörigen Ressourcen Wasser, Weidegründen, Bodenschätzen, 
Tieren und Pflanzen sowie der Luftsäule darüber begründet 
werden kann. Immerhin kann eine Anhäufung von Eigentum 
den Eigner mit der Macht ausstatten, Dritte vom Gebrauch 
möglicherweise lebenswichtiger Ressourcen auszuschlie-
ßen oder diese aus Eigennutz übernutzen, zum Schaden al-
ler. Ein extremes Beispiel zeigt die potenzielle Sprengkraft 
umfassender Eigentumsrechte: Wäre z. B. die Verwandlung 
der einzigen Wasserstelle in einer Wüste in das Privateigen-
tum durch Erstokkupation als rechtmäßiger Erwerbsakt vor-

stellbar? Kann ein herzloser, aber rechtmäßiger Eigner einer 
Oase andere bedürftige Wüstenbewohner zu Recht verdurs-
ten lassen? Für einige Eigentumslehren in der Tradition Kants 
scheint dieser Fall entschieden: Bedürftigkeit schafft weder 
Eigentum noch einen Anspruch darauf. Bei Feldstudien zum 
nachhaltigen Gemeingüter-Management fiel Ostrom jedoch 
auf, dass der Charakter der Exklusivität von Eigentumsrech-
ten an Fischgründen, Regenwäldern oder nachhaltigen Be-
wässerungssystemen sich in der Praxis weder einfach noch 
absolut definieren lässt. Eigentumsrechte im klassischen 
Sinne werden im Umgang mit Gemeinressourcen häufig von 
lokalen und vielfältigen Übereinkünften überlagert und er-
gänzt, die entscheiden, was Besitzer und Nutzer mit einer Ge-
meinressource anstellen dürfen und was nicht. Entscheidend 
für eine nachhaltige Nutzung sind dabei weniger formale Ei-
gentumsregeln, sondern der konkrete, kontextabhängige Le-
bensvollzug der Menschen vor Ort. Um solche Phänomene 
zu erklären, griff Ostrom auf die Idee eines „Bündels von Ei-
gentumsrechten“ zurück, die je nach Ressourcensystem un-
terschiedliche Besitzansprüche von Nutzern begründen. Sie 
unterscheidet fünf miteinander kombinierbare Eigentums-
rechte an Gemeinressourcen: 

1. Zugang

Das Recht, einen bestimmten Besitz betreten zu dürfen (etwa 
ein Ticket für den Besuch eines öffentlichen oder privaten Parks)
2. Entnahme

Das Recht, bestimmte Produkte einer Ressource zu ernten 
(fischen, anbauen, jagen)
3. Management 

Das Recht, eine Ressource zu verwandeln und die Gebrauchs-
muster zu regeln
4. Ausschluss

Das Recht, zu entscheiden, wer Zugangsrechte erhält, wer 
Produkte entnehmen und wer die Ressource managen darf
5. Veräußerung

Das Recht, eines oder alle der vier Rechte an der Ressource 
zu verpachten oder zu verkaufen

Blaupausen für mehr Nachhaltigkeit

Elinor Ostroms „Design-Prinzipien“ erfolgreicher Allmenden 

1. Abgrenzbarkeit

Es existieren eindeutige und lokal akzeptierte Grenzen zwischen 
legitimen Nutzern und Nichtnutzern. Ebenso gibt es klare Gren-
zen zwischen einer bestimmten Gemeinressource (z.B. einem 
See mit Fischen) und den sozioökologischen Systemen in ihrer 
Umwelt (Dörfer mit Wäldern, Wiesen inmitten von Bergen).
2. Kohärenz mit lokalen Bedingungen 

Die Regeln für die Aneignung und Bereitstellung der Res-
source überfordern die lokalen sozialen und ökologischen 
Gegebenheiten nicht. Die Entnahmeregeln sind auf die Be-
reitstellungsregeln abgestimmt, die Kosten werden proporti-
onal zum Nutzen verteilt. 
3. Gemeinschaftliche Entscheidungen 

Die meisten Individuen, die von einem bestimmten Regime 
der Ressourcennutzung betroffen sind, können an Entschei-
dungen teilnehmen, die Spiegelregeln des Managements fest-
legen oder verändern.
4. Monitoring 

Sind Individuen selber Nutzer oder zumindest für die Nut-
zung verantwortlich, beobachten und überwachen sie die An-
eignung der Ressource und überwachen zeitnah ihren Zu-
stand (z. B. können Fischer erfahren, welche Fischer wie viele 
Fische aus dem See fangen).
5. Abgestufte Sanktionen 

Sanktionen beginnen auf niedrigem Niveau, verschärfen sich 
aber bei wiederholten Verstößen gegen die gemeinsam ver-
einbarten Regeln.	
6. Konfliktlösungsmechanismen

Es existieren lokale Arenen für die schnelle, günstige und di-
rekte Lösung von Konflikten zwischen Nutzern sowie zwi-
schen Nutzern und offiziellen Behörden.
7. Anerkennung von Rechten

Die Regierung räumt lokalen Nutzern ein Mindestmaß an 
Rechten ein, sich eigene Regeln zu setzen.
8. Verschachtelte Institutionen 

Ist eine Gemeinressource eng verbunden mit einem umfas-
senden sozioökologischen System (z. B. ein Gletschersee in-
mitten von Bergen und Wäldern), dann werden die Regeln 
des Regierens auf vielen ineinander verschachtelten Ebenen 
und nicht hierarchisch organisiert (Polycentric Goverance). 

01

Spielregeln für die Gärten der Allmende

Was muss beachtet werden, um zu verstehen, welches Verhal-
ten Menschen eher zeigen werden?

1. Charakterisiere die Akteure, die involviert sind, und die 
Wahl, die sie haben. 
2. Bestimme die Position, die Akteure im Interaktionssystem 
einnehmen. Handelt es sich um „First Mover“ oder „Followers“?
3. Erfasse die Abfolge der Handlungen, die Akteure an bestimm-
ten Knotenpunkten im Entscheidungsbaum ergreifen können.
4. Beschreibe die Menge der Informationen, die in Entschei-
dungssituationen für die Akteure verfügbar sind.
5. Beschreibe die Konsequenzen, die Akteure gemeinsam tra-
gen müssen, entsprechend ihren kollektiven Handlungen.
6. Beschreibe eine Funktion, die Akteure und Aktionen ge-
mäß den getroffenen Handlungen verortet.
7. Zuschreibung der Nutzen und Kosten entsprechend den 
gewählten Handlungen und Erfassen der Resultate.

02 03

04

Gemeinsam vernünftiger

Wie die Kooperation zwischen Handelnden wahrscheinlicher wird

1. Kommunikation. Hilfreich sind Kommunikationen zwi-
schen möglichst vielen Teilnehmern sowie von Angesicht zu 
Angesicht. Sie erlauben, die Vertrauenswürdigkeit der ande-
ren besser einzuschätzen.
2. Die Reputation der Teilnehmer ist bekannt: Wer die Ge-
schichte anderer Teilnehmer schon vor einer konkreten Inter-
aktion zumindest vom Hörensagen kennt, verhält sich meist 
kooperativer. 
3. Hoher Grenzertrag: Ist der Grenzertrag pro Kopf hoch und 
erkennt jeder Teilnehmer, dass sein eigener Beitrag einen Un-
terschied macht, steigt der Grad der Kooperation.
4. Ein- und Ausschlussmöglichkeiten: Wenn Teilnehmer eine 
konkrete Entscheidungssituation ohne hohe Kosten verlas-
sen können, dann sinkt die Angst, am Ende auch noch als Trot-
tel dazu stehen, weil man kooperiert hat, wo andere sich wei-
ter egoistisch verhalten haben. Es hilft, wenn Kooperative einer 
Situation nach einer Entscheidung zumindest zukünftig verlas-
sen könnten, wenn ihre Kooperationsbereitschaft nicht erwidert 
wird.
5. Längere Zeithorizonte: Wenn Teilnehmer wissen, dass 
durch kooperatives Verhalten über eine längere Zeit ein für 
alle höherer Nutzen erwartet werden kann, dann steigt die 
Neigung zur Kooperation eher als wenn die Zusammenarbeit 
nur vorübergehend anhält. 
6. Es existieren abgestufte Sanktionsmöglichkeiten: Extern 
aufgezwungene Sanktionen senken eher die Bereitschaft zur 
Kooperation. Einigen sich Teilnehmer dagegen gemeinsam 
auf ein Sanktionssystem, benötigen sie meist weniger Sank-
tionsmechanismen, was wiederum den Nutzen für alle erheb-
lich steigert.
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ERFINDERISCHE ÖKONOMIE

Erfinderische Ökonomie – ein Paradox? 
Die Ökonomie ist etymologisch gesehen eine den Haushalt 
betreffende Gesetzesordnung. Es geht um den sparsamen 
Umgang mit Ressourcen, die Regelung der Hauswirtschaft. 
Vielleicht liegt schon in dieser Ursprungsbedeutung die Crux. 
Erfindung und Kreativität leben aus der Üppigkeit, dem Ex-
periment sowie dem Versuch und sind in effizient organisier-
ten Strukturen oft nicht erreichbar.

Entwicklung von Menschen und Systemen bedeutet einen 
Zuwachs an Möglichkeiten.1 Stattdessen wird immer schnel-
ler immer mehr vom Selben produziert, was linearen Wachs-
tumsprozessen entspricht. Im Zuge der Privatisierung hat 
sich Korruption ausgebreitet, viele Kosten wurden externa-
lisiert oder der Servicegrad ist reduziert worden. Wer keine 
Ideen hat, muss wachsen. Wer sich entwickelt, erzeugt neue 
Möglichkeiten und erweitert sein Repertoire. 

In verschiedenen Sphären der Gesellschaft mangelt es an 
Miteinander, an Gemeinsamkeit und Identifikationsmöglich-
keiten. Eine krude Ökonomisierung der Lebenswelt hat gra-
vierend negative Auswirkungen. Effizienz und Produktivität 
sind keine erstrebenswerten Zielsetzungen. Es kommt immer 
darauf an, wofür und in welchen Bereichen mehr Effizienz 
erstrebt wird und welche Nebenwirkungen das hat. Effizienz-
denken und -handeln bewirkt das Absterben von Kreativität, 
Erfindungsreichtum und Engagement für das Ganze. 

Hier soll der Frage nachgegangen werden, ob es Möglichkei-
ten gibt, die Ökonomie erfinderischer zu konstituieren, da-
mit sie wieder zur Lösung zentraler Probleme genutzt wer-
den kann.

Die komplexen Problemfelder, wie die Finanz- und Eurokrise, 
der Klimawandel und die Energiekrise, die Verschuldung 
und soziale Verwerfungen, bedingen eine erfinderische Öko-
nomie, in der es zur Entfaltung kreativer Energien kommt. 
Es geht darum, Sphären zu erkunden, in denen substanziell 
neue Ideen entwickelt werden, wo sich Kreative entfalten 
können und gemeinsam zur Lösung der dynamischen und 
zugleich komplexen Probleme beigetragen wird. Gemeint ist 
nicht die oberflächliche Kreativität, wo es um die Entwick-
lung von Scheininnovationen oder „mehr Desselben“ geht. 
Wir benötigen Wege zur Lösung der fundamentalen Fragen 
in technologischer Hinsicht, aber auch und insbesondere im 

Bereich der Verhaltensänderung und Entwicklung zukunfts-
fähiger Lebensstile.2

Die meisten technischen wie sozialen Lösungen sind zudem 
schon entwickelt. Es geht mehr um die Erfindung von We-
gen zur Verwirklichung. Noch genauer: Es geht darum, wie 
man kommunikativ erfinderisch das Bewusstsein (inklusive 
des Unbewussten) von Menschen erreicht sowie neue Sicht-
weisen und in Folge Verhaltensänderungen bewirkt. Dies er-
scheint mir als die anspruchsvollste Aufgabe: Wie kann man 
Menschen in ihrer Unterschiedlichkeit, ihren verschiedenen 
Wahrnehmungsweisen, kognitiven Möglichkeiten, unter-
schiedlichen Erfahrungen, kulturellen Prägungen individuell 
erreichen und zur Entwicklung animieren?

Die schöpferische Kraft scheint gelähmt durch die Ökonomie. 
Es existiert wahrscheinlich ein Widerspruch zwischen Teil-
habe und Produktivität sowie zwischen Kreativität und Ef-
fizienz. In kleinen Schritten scheint wahr geworden zu sein, 
was Jürgen Habermas schon vor vielen Jahren als Koloni-
sierung der Lebenswelt thematisierte. Die These der inneren 
Kolonialisierung besagt, dass die Subsysteme Wirtschaft und 
Staat infolge des kapitalistischen Wachstums immer komple-
xer werden und immer tiefer in die symbolische Reproduk-
tion der Lebenswelt eindringen.3 

Management als Kontextgestaltung? 
Alle Unternehmen und Institutionen stellen soziale Systeme 
dar, die sich aus kommunikativen Handlungen der beteilig-
ten Akteure konstituieren. Die kommunikativen Handlungen 
formen die Kultur des Systems. Da Menschen hochgradig 
kontextbezogen handeln, besteht in der Kontextgestaltung 
eine effektive Möglichkeit der Verhaltensbeeinflussung.4 Die 
Organisationsform legt fest, welche Arten von Kommunika-
tion zulässig und gewollt sind, wer an Entscheidungen teil-
nehmen darf, ja sogar wer mit wem über was sprechen darf. 
In sehr autoritären und hierarchischen Systemen wird die la-
terale und spontane Kommunikation ganz untersagt, damit 
die Anweisungen von oben keinen Störfaktoren unterliegen. 
Alle arbeiten und keiner spricht. Oder unten wird gearbei-
tet und oben spricht man über „die da unten“. Die Systeme 
wachsen und arbeiten im „rasenden Stillstand“. Es entwickelt 
sich nichts Neues und Anderes. Das Repertoire der Möglich-
keiten erweitert sich nicht. So können zwar die vorhandenen 
Aufgabenstellungen effizient erledigt, aber keinerlei neue 

 Text: Gustav Bergmann

 Vermutlich befinden wir uns inmitten eines Epochenwandels. Die Ereignisdichte erscheint 

enorm. Die turbulenten Entscheidungsfelder bedingen eine erfinderische, andere Form des 

ökonomischen Handelns.
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Herausforderungen bestanden werden. Das Management der 
sozialen Systeme kann über die Kontextgestaltung Entwick-
lungsfähigkeit erzeugen.

Management besteht darin, Impulse zu geben, initiativ zu 
sein, einen Rahmen mit Regeln gemeinsam mit den Mitwir-
kenden zu entwickeln und für eine kooperative und förder-
liche Kultur zu sorgen, um damit Lernen und Entwicklung 
jedes Einzelnen und des gesamten Systems zu ermöglichen. 
Gutes Management kann man daran erkennen, dass es kaum 
spürbar ist, dass es Freiräume für Selbstorganisation schafft.5

Wenn man ein System in Bewegung bringen will und Verän-
derungen einleiten möchte, wenn man Erfindungen evozie-
ren und Entwicklung ermöglichen will, dann ist das durch 
die Erweiterung der Kommunikationsmöglichkeiten zu errei-
chen. Soziale Systeme tendieren zur Konservierung des Ge-
wohnten, weil sie sich unentwegt aus dem Vorrat ihrer kom-
munikativen Handlungen speisen. Mehr vom Anderen, also 
die Entwicklung neuer Möglichkeiten, muss eigens bewirkt 
werden. Nur in stabilen Umwelten kann die effiziente Orga-
nisation fortbestehen. Doch diese trivialen Situationen fin-
den wir immer weniger vor. Situationen struktureller Unsi-
cherheit, also dynamische komplexe Wirklichkeiten, sind 
nicht berechenbar, nicht trivial, nicht prognostizierbar. In 
turbulenten Mitwelten müssen die Wege und Methoden – so-
zusagen unterwegs – gemeinsam entwickelt werden, da es 
keine Musterlösungen gibt und sich die Bedingungen per-
manent verändern. Einer höheren Komplexität kann durch 
kollektive Intelligenz, das Zusammenschalten freier Geister, 
entsprochen werden. Dialog, Selbstorganisation, Mitwirkung 
vieler Akteure erzeugen ein resilientes und robustes System.6 
Aus diversen Studien und Untersuchungen kann man meines 
Erachtens einige wesentliche Elemente einer erfinderischen 
Kultur extrahieren:

Merkmale der erfinderischen Sphären:
In Forschungen zu den Bedingungen kreativen Handelns er-
geben sich übereinstimmend verschiedene Faktoren, die eine 
erfinderische Kultur entstehen lassen:
–– Vielfalt (Diversity) von Menschen, Kompetenzen, Kulturen 

und Methoden 
–– Gleichheit von Chancen, Rechten und Status, geringe Ein-

kommens und Vermögensunterschiede7

–– Überschaubarkeit und Nähe (Density)

–– Austausch (Interaction) und Mitwirkung
–– Freiraum in zeitlicher und inhaltlicher Hinsicht
–– Zugang zu Wissen, Bildung und Ressourcen

Diese Dimensionen möchte ich im Folgenden vor allem auf 
der Meso- (Städte und Regionen) und Mikroebene (Organisa-
tionen) überprüfen und Handlungswege andeuten.8

Erfinderische Regionen
Es hat schon immer und an verschiedenen Orten besonders 
erfinderische, künstlerisch und wissenschaftlich herausra-
gende Sphären gegeben. So gilt die Renaissance in Nordita-
lien als ein besonderes Beispiel einer Epoche der Erfindun-
gen. In der Region hat es besonders förderliche Bedingungen 
gegeben, die mit den schon genannten Dimensionen signifi-
kant übereinstimmen. Peter Burke hat insbesondere die rela-
tive Gleichheit, den Zugang zu Bildung, die enge Vernetzung, 
die Friedenszeiten, das Interesse und die Förderung durch 
die Mächtigen sowie die relative Freizügigkeit ausführlich 
beschrieben.9 

Heutige Regionalforscher kommen zu ähnlichen Beschrei-
bungen bei der Beobachtung von innovativen Regionen. Im 
Anschluss an Paul Krugman und Robert Lucas mit ihren For-
schungen zu Regionen, Standorten und Agglomerationen hat 
vor allem der kanadische Forscher Richard Florida10 die Dis-
kussion zur sogenannten Creative Class angeregt. Es handelt 
sich hierbei um das kreative Milieu der Künstler, Erfinder, For-
scher, Gründer, Unternehmer und Innovateure. Diese Akteure 
beschäftigen sich mit non-trivialen11, ergebnisoffenen Prozes-
sen und Problemstellungen, entwickeln Lösungen in komple-
xen Umfeldern mit hoher Ungewissheit. Sie agieren in erster 
Linie außerhalb des „ökonomischen“ Denkens, sind aber sehr 
bedeutungsvoll für die zukunftsfähige Entwicklung von Re-
gionen und für die Lösung anspruchsvoller Zukunftsfragen.

In der neuen Realität der Globalisierung hatten Regionen 
niemals eine größere Chance, an wesentlichen Prozessen von 
Zukunftslösungen von Innovation, Design und Technologie 
teilhaben zu können. Der Wohlstand der Zukunft bildet sich 
dabei zunehmend weniger aus Rohstoffen und Massenpro-
duktion, als wesentlich aus Know-how, intellektuellen Fähig-
keiten und einer engen Vernetzung unterschiedlicher Sphä-
ren. Die wettbewerbsfähigen Regionen der Zukunft werden 
sich zu „kreativen Wissensgesellschaften“ entwickeln, die 

sich durch kulturelle Offenheit und eine neue Form kreativer 
Innovationen (Exnovationen) auszeichnen. 

Der Zukunftsforscher Leo Nefiodow ist überzeugt, dass der 
nächste fundamentale Innovationsschub im Wesentlichen 
durch soziale Kompetenzen wie dem Umgang mit Menschen, 
Kreativität, intrinsische Motivation, Verantwortungsgefühl 
ausgelöst wird.12 Der Wohlstand der Zukunft hängt von der 
Kultur unseres Zusammenlebens ab.

Die Ebene der Institutionen und Unternehmen
Auf der Unternehmensebene und in Institutionen stellen sich 
erfinderische Sphären ähnlich dar. Lassen Sie mich kurz die 
Dimensionen der erfinderischen Sphäre durchgehen und 
dabei die Gestaltungsmöglichkeiten andeuten. An anderer 
Stelle sind die systemischen Gestaltungsarten und -ebenen 
umfänglich erläutert worden.13

Vielfalt 
Vielfalt erweitert die Intelligenz des Systems, denn Unter-
schiede sind die Basisressource für Wissen. Gleichheit eröff-
net Chancen zu kollegialer Zusammenarbeit und entspannt 
die Akteure vom Karrierestress, Mitwirkung verbessert die 
Erkenntnisse sowie Ergebnisse und erzeugt Interesse, En-
gagement und damit Akzeptanz von Neuerungen. Vielfalt 
erhöht das Spektrum der Möglichkeiten. Unternehmen, die 
mehr Heterogenität ermöglichen, ernten mehr Kompetenz 
und Responsfähigkeit. Kompetenz besteht in der Fähigkeit 
zur Selbstorganisation. In Unternehmen kann man Kompe-
tenzen entwickeln, wenn dafür die geeigneten Kontexte ge-
staltet werden. 

Talente und besondere Fähigkeiten entwickeln sich dann, 
wenn Menschen ihre Neigungen entdecken, die Inhalte und 
Wege selbst wählen können, deshalb weit überdurchschnitt-
lich intensiv üben und trainieren, schnelles Feedback bekom-
men („Fail, fail again, fail better“, Samuel Beckett), passende 
und kompetente Förderer haben und wenn sie in einem kre-
ativen Umfeld arbeiten, das Experimente ermöglicht und kri-
tische Sympathie äußert.14 In Organisationen, wo Leistungs-
druck herrscht, die Mitarbeiter um ihren Arbeitsplatz bangen, 
eng kontrolliert wird und geringe Mitwirkungsmöglichkeiten 
bestehen, können Kompetenzen kaum entfaltet werden. Auch 
werden die Akteure ihr Wissen eher zurückhalten, weniger 
kooperieren oder gemeinsam lernen. 

Vielfalt ist eine große Ressource, doch schwindet sie schnell 
in allen sozialen Systemen, da der Mensch ein Sympathie-
problem hat: Je ähnlicher Menschen sind, desto eher stellt 
sich Sympathie ein. Somit werden ähnliche Akteure bevor-
zugt und das System tendiert zur Homogenität. Vielfalt und 
Andersartigkeit sind schwierig auszuhalten.

Gleichheit
Unternehmen mit geringen Statusunterschieden, geringeren 
Einkommensunterschieden und wenigen Hierarchieebenen 
arbeiten erfinderischer. Die Ordnung der Verschiedenheit, 
eine Heterarchie, befreit vom Karrierestress und Leistungs-
druck. Gutes Neues entsteht eher in einer Flow-Kultur, wo 
die Menschen individuell ihre Balance zwischen innovati-
ver Herausforderung und Kompetenz finden können. Als be-
sonders veraltet kann die heroische Elitenkultur gelten. Es 
wird dabei davon ausgegangen, dass nur Experten und be-
sonders einzigartige Helden Führungsaufgaben übernehmen 
können. In einer komplexen Welt scheitert der einzelne Ex-
perte und Held aber schnell. Er übernimmt eine unmögliche 
Aufgabe, da die Probleme nur unter Mitwirkung vieler un-
terschiedlicher Akteure bewältigt werden können. Er muss 
als abgehobener Held die Distanz wieder reduzieren und an-
dere einbeziehen, ihre Kompetenz integrieren und zugleich 
seine Unfehlbarkeit und überragende Fähigkeit unter Beweis 
stellen. Der heterogene, gleichberechtigte Schwarm kann ex-
trem bessere Erkenntnisse entwickeln und fördert zugleich 
die Akzeptanz der Entscheidungen. Die hoch dotierten Hel-
den erkennen diese Lage häufig und handeln deshalb einsei-
tig vorteilhafte Verträge aus und offenbaren sich häufig als 
illoyale Söldner.

Überschaubarkeit und Nähe (Density): Größe als Problem 
Eines der größten Probleme resultiert aus der Größe sowie 
der daraus resultierenden Hierarchie und Anonymität. Je 
größer eine Organisation ist, desto wahrscheinlicher wird die 
organisierte Unverantwortlichkeit. Die Handelnden spüren 
wenig Resonanz auf ihr Verhalten. 

In Konzernen ist diese negative Entwicklung fast zwangsläu-
fig, wenn nicht aktiv und immer wieder Maßnahmen dagegen 
ergriffen werden.

Die Größe führt zu geringerer Mitwirkung, mehr Hierarchie 
und Kontrolleinrichtungen, da das System anders kaum steu-
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erbar erscheint. Der einzelne Mensch kann nur in Subkultu-
ren von Konzernen anerkannt und respektiert werden. Ent-
lassungen in einem kleinen mittelständischen Unternehmen 
werden in der Regel vom Eigentümer selbst vorgenommen. 
Aus der engen Beziehung resultiert Verantwortung für das 
Schicksal des Mitarbeiters. In großen Konzernen kann diese 
Art von Beziehung nicht bestehen und Menschen werden zur 
Verfügungsmasse.

Will man selbst große Unternehmen erfinderisch, human und 
nachhaltig organisieren, dann funktioniert das wahrschein-
lich nur mit deutlicher Eigenständigkeit, Selbstorganisation 
und Dezentralität der Subsysteme. Dann ist es möglich, Be-
ziehungen aufzubauen sowie Kooperation und Kreativität 
sich entfalten zu lassen.

Austausch (Interaction) und Mitwirkung
Das kollektive Lernen und die Verknüpfung von Kompeten-
zen können besonders räumlich unterstützt werden. So sind 
Foren des Austausches, wo beiläufig Kommunikationsan-
lässe entstehen, ein guter Beitrag. Cafeterien und teilweise 
offen gestaltete Räumlichkeiten sind einer Zellenstruktur bei 
Weitem vorzuziehen. Methodisch haben sich offene Work-
shops wie Zukunftskonferenzen, Open Space und offene 
Projektstrukturen bewährt, um diese intensive Mitwirkung 
zu ermöglichen.

Zugang
Die unter dem Label Open Innovation bekannt gewordene 
Erneuerungsstrategie stellt eine große Möglichkeit dar, in-
teraktiv mit verschiedenen Austauschpartnern weit über das 
Unternehmen hinaus Neues zu entwickeln. Die Öffnung zu 
anderen Kulturen, zu anderen Marktteilnehmern ist aber al-
lein schon eine gewaltige Herausforderung. Denn die Öff-
nung für andere gehört nicht zu den Wesenszügen sozialer 
Systeme. Zu einer erfinderischen Unternehmung gehören 
Experimentierfelder, die die effizienten Routinestrukturen 
zumindest ergänzen. Also Raum, in dem Neues entstehen 
kann. Das gilt insbesondere auch für die Öffnung im Sinne 
der Open Innovation und User Driven Innovation.15 Ein par-
tizipatives Design integriert alle Akteure innen und außer-
halb, die mit ihren Interessen, Sichtweisen und Kompetenzen 
beitragen können, wahrlich nützliche und kreative Produkte 
oder Dienstleistungen entstehen zu lassen. Mitwirkung ver-
bessert die Entwürfe und macht sie eher akzeptabel, sodass 
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aus den Ideen Innovationen werden. Für eine Öffnung ist ein 
fundamentaler Wandel der Kultur notwendig.

Freiraum
Das Neue wächst besonders dort, wo es Raum hat. Innovative 
Reservate geben Raum für Experimente, Zeit für Reflexion 
und Inspiration. Häufig wollen Mitarbeiter in Unternehmen 
lediglich einen Spielraum gewährt bekommen, um ihre ur-
eigensten Ideen ausprobieren zu können. Auch aus eigenen 
Erfahrungen in Unternehmen kann ich von großem freiwil-
ligem Engagement berichten. Open Space Workshops, selbst 
gewählte Projekte, Räume und Zeiträume, wo Wissen ausge-
tauscht und lang gehegte Ideen verwirklicht werden können, 
bieten sich als Lösungswege an. Es geht hier besonders um 
die Ermöglichung ergebnisoffenen, zweckfreien, „verrück-
ten“ Denkens und Handelns. Der Entfaltungsspielraum kann 
dazu dienen, bisher ungelebte Potenziale zu entdecken und 
das Selbst zu entfalten. Oft wirkt der Zugang zur Fantasie 
und zum Ideenreichtum verstellt. Menschen benötigen diese 
ursprüngliche Kreativität für die Lösung herausfordernder 
Probleme.

Will man eine Institution, eine Organisation oder ein Unter-
nehmen auf ein höheres Niveau von Entwicklungsfähigkeit 
bringen, so sind die genannten Kriterien dafür sowohl ein gu-
ter Indikator als auch eine konkrete Interventionsmöglich-
keit. Das Ausmaß an Vielfalt kann sehr genau bestimmt und 
durch Personalpolitik und die Ausweitung der Methoden und 
Spielräume unmittelbar erweitert werden.

Eine Stadtverwaltung ist kein Unternehmen. Weder kann sie 
einfach ihren Standort verlagern, noch kennt sie dieselben 
Freiheiten wie beispielsweise in der Personalpolitik.

Wenn Institutionen sich weiterentwickeln und erfinderischer 
agieren wollen, dann sind sie in den sechs skizzierten Berei-
chen zu erneuern. Leitmaxime kann der ethische Imperativ 
von Heinz von Foerster sein: „Handle stets so, dass die An-
zahl der Möglichkeiten wächst.“ Jede Erweiterung der Hand-
lungsspielräume für die Mitwirkenden erhöht die Kompetenz 
und Zukunftsfähigkeit des Systems.
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Die zentraleuropäischen Städte stehen vor der Herausfor-
derung, sich innerhalb komplexer baulicher und regulativer 
Strukturen weiterzuentwickeln. Sie verfügen über ausdiffe-
renzierte, demokratisch legitimierte Planungsinstitutionen, 
die einer geordneten Stadtentwicklung dienen und die Quali-
tät der Planungsergebnisse sichern sollen. Sowohl die Gestal-
tung als auch die Nutzungen der Stadträume sind planungs-
rechtlich auf längere Zeiträume festgelegt. Änderungen sind 
nur möglich, sofern bereits vor Realisierung eines Vorhabens 
ein genauer Entwurf besteht, der dann – sozusagen im Vor-
griff auf das Ergebnis – von der Kommune genehmigt wird. 
Sowohl im Zuge intensivierter Bürgerbeteiligungsprozesse, 
als auch unter Berufung auf Freiheiten zur Gestaltung des 
eigenen Lebensraums durch die Bewohner, steigt jedoch die 
Notwendigkeit ergebnisoffener Stadtentwicklungsprozesse. 
Die Ressourcen bürgerinitiierter Projekte sind meist be-
grenzt und die Planung muss gekoppelt an die Realisierung 
schrittweise, abhängig von Materialverfügbarkeit und Ein-
satzbereitschaft erfolgen. Die Frage besteht also, wie man ge-
setzliche Rahmen schafft, innerhalb derer Nutzungs- und Ge-
staltungsexperimente im Stadtraum möglich sind? 

Um trotz der baulichen und nutzungsbezogenen Reglemen-
tierung spontane oder inkrementelle Entwicklungen im 
Stadtraum zu ermöglichen, wird in einigen Ländern mit dem 
„State of Exception“ geplant, der sich nach Ananya Roy auf 
informelle Modi der Stadtentwicklung beruft. Wie die hier 
vorgestellten Beispiele aus Kapstadt und Oakland zeigen 
werden, kann Informalität strategisch genutzt werden, um 
durch die Anerkennung von inkrementeller Entwicklung und 
Unregelmäßigkeiten Möglichkeitsräume und Handlungsper-
spektiven für Gestaltung und Improvisation zu eröffnen. Aus 
dem Vorgehen entstehen Fragen zur Verteilungsgerechtigkeit 
und der Rolle des Planers in der Stadtentwicklung.

Informalität: Die Planung verhängt den Ausnahmezustand
Die Definitionen und Interpretationen zum Begriff der In-
formalität sind vielfältig. Ananya Roy bezeichnet Informali-
tät als „State of Exception“, also als Ausnahmezustand, der 
durch den Souverän des Planungsapparates bestimmt wird. 
In der Entscheidungsgewalt und Deutungskompetenz der 
Planungshoheit liegt es, Formalität zu definieren und de-
klarieren. Damit einhergehend wird eben auch abgegrenzt, 

welche Strukturen und Nutzungen von der Formalität aus-
genommen und dementsprechend informell sind. Die infor-
melle Stadtentwicklung ist damit nach Roy „von der forma-
len Ordnung der Urbanisierung ausgenommen“. Informalität 
heißt somit nicht, dass es „keine Planung gibt“, sondern dass 
ihre Regulierung außerhalb der gesetzlichen Planungspro-
zeduren und damit auch außerhalb der administrativen Ein-
richtungen stattfindet oder die Planungsergebnisse den staat-
lichen Verordnungen nicht entsprechen. Basil van Horen 
spricht bei den informellen Regeln von „de facto“-Regulie-
rungen, während die Regulierung der formellen Planung als 
„de jure“ bezeichnet wird. Roy hebt sich mit ihrer Auffassung 
von Informalität als Modus der Stadtentwicklung deutlich 
von den verbreiteten Sektortheorien ab. Mit diesem Verständ-
nis als Vorgehensweise lassen sich wesentliche Erkenntnisse 
über die Verflechtungen und Übergänge zwischen formellem 
und informellem Status einer Produktion städtischer Struk-
turen vereinen. So lässt sich auch die parallele Existenz von 
urbaner Informalität und institutioneller Planungshoheit mit 
dieser Lesart beschreiben.

Tatsächlich muss man wohl davon ausgehen, dass weltweit 
die überwiegende Zahl der Städte und Stadterweiterungen 
informell entstehen und dass ihr Wachstum durchschnittlich 
etwa doppelt so schnell voranschreitet wie das der formellen 
Stadtgebiete. Dennoch bemerkt van Horen, werden diese Ge-
biete oft nicht institutionell anerkannt und tauchen bspw. in 
Stadtplänen nicht auf.

In Zentraleuropa ist die Stadtentwicklung stark institutionell 
reguliert und durchsetzungsfähig. Hier tendiert man daher, 
ein zweigeteiltes System anzunehmen, welches aus Orten 
besteht, die diesen hohen Regulierungsgrad ebenfalls errei-
chen und jenen, bei denen dies nicht der Fall ist. Tatsächlich 
muss man jedoch von einer Spanne ausgehen, was den Grad 
der formellen Regulierung der Stadtentwicklung angeht. Im 
Mittelfeld liegen beispielsweise die Stadtproduktionen wei-
ter Teile Osteuropas, Südafrikas und Lateinamerikas, in der 
etwa eine „Planung durch Projekte“ stattfindet. Das andere 
Extrem wird von sogenannten „failed States“ wie etwa So-
malia gebildet, in denen eine staatliche Regulierung komplett 
ausbleibt und sich informelle Strukturen die Macht über den 
Raum und die Definition der Stadtgestaltung teilen. 

Unter solchen – häufig marktliberalen – Rahmenbedingun-
gen, in denen ein gesellschaftlicher Grundkonsens über Ziele 
für ein verlässliches Planungsverfahren keinen Bestand hat, 
muss man sich als Stakeholder auf Aushandlungsprozesse 
mit der Politik und Anwaltsplanungen stützen. Die Akteure, 
die in unterschiedlichen Konstellationen üblicherweise in der 
informellen Stadtentwicklung agieren, sind neben den poli-
tischen Machthabern: Formen der Anwaltsplanung (NGOs), 

privatwirtschaftliche Entwickler, Stakeholderinitiativen (An-
wohner, Freiraumnutzer) und unter Umständen auch illegale 
Operateure (Grundstücksmafia, Spekulanten). In Anbetracht 
des fehlenden Grundkonsenses in informellen Stadtentwick-
lungsprozessen stellt sich daher immer wieder die Frage, 
wie in diesen Konstellationen Verteilungsgerechtigkeit in der 
Stadtentwicklung hergestellt werden kann. 

Der Ausnahmezustand als Planungsinstrument
Roy verweist im Zusammenhang mit der Frage nach Vertei-
lungsgerechtigkeit in der Stadtentwicklung darauf, dass die 
Grundidee des „Right to the City“ nach David Harvey aner-
kannt werden soll und schlägt eine „strategische Nutzung des 
Ausnahmezustands“ vor. Die strategische Nutzung des Aus-
nahmezustands kann somit als Instrument der Stadtentwick-
lung dienen. Sie schlägt selbst zwei Varianten vor, die hier an-
hand von Praxisbeispielen dargestellt werden sollen.

Die erste Variante zur strategischen Nutzung des Ausnah-
mezustandes bezeichnet Roy als die Einführung „regulativer 
Ausnahmen“. Es geht hierbei um das temporäre und räum-
lich begrenzte Aussetzen formeller Regulationen, um beste-
hende informelle bauliche Strukturen anzuerkennen und 
Formalisierungsprozesse einzuleiten.

Diese regulativen Ausnahmen werden beispielsweise in Kap-
stadt eingesetzt. Aufgrund der langjährigen Apartheidherr-
schaft ist dort die ökonomische und ethnische Segregation 
bis heute stark in der Stadtgestalt manifestiert. Die konven-
tionellen Planungsregularien waren ausschließlich auf die 
industrielle Bauwirtschaft angepasst. Sie schlossen daher 
nach dem politischen Wandel zur Demokratie von 1994 die 
Lebensrealität der nun in die Städte strömenden schwarzen 
Bevölkerungsmehrheit von der formellen Planung aus. Ein 
nach konventionellem Baurecht errichtetes Wohnhaus liegt 
auch heute noch weit außerhalb der ökonomischen Mög-
lichkeiten vieler Zugezogener. Nick Graham beschreibt, wie 
nach einem Gerichtsurteil im Jahr 2000 daher die Gemein-
den verpflichtet wurden, sich den aus dieser Situation her-
aus entstandenen informellen Siedlungen nicht nur im Zuge 
von Ersatzplanungen anzunehmen, sondern die Lebensum-
stände innerhalb der Siedlungen zu verbessern. So wurde in 
den „Cape Town Zoning Scheme Regulations“ im Jahr 2004 
erstmals das Planungsrecht revidiert und darin zwei ver-
schiedene „residential zones“ für die Landnutzung in Kap-
stadt eingeführt. Es gibt in der Version von 2007 nun zum 
einen die „Single Residential Zones“ (SR1), die für „konven-
tionellen“ Wohnungsbau gelten. Um die unterschiedlichen 
sozio-ökonomischen Lebensbedingungen der Bevölkerung 
anzuerkennen, wurde zusätzlich jedoch die „Incremental 
Housing Zone“ (SR2) eingeführt. Sie umfasst als Hauptnut-
zungen Wohnnutzungen, Versorgungseinrichtungen, private 

 Text: Nadine Appelhans
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Erschließung, urbane Landwirtschaft, Freiraum und zusätz-
liche, an Bedingungen geknüpfte wohnkompatible Nutzun-
gen. Sämtliche zuvor als informell klassifizierte Gebiete und 
Strukturen wurden in diese SR2-Klassifizierung überführt. 
Damit ist den meist ökonomisch benachteiligten Bewoh-
nern die Möglichkeit eröffnet, legal Aufbauarbeiten an ih-
ren Wohnungen durchzuführen, die zu einer Verstetigung ih-
rer Bleibe führen soll. Durch das Abschaffen des informellen 
Status besteht die Möglichkeit zum legalen Verbleib der Be-
wohner und eine relative Sicherheit für kleine Investitionen, 
deren Aufwand im Verhältnis zum Einkommen der Bewoh-
ner recht hoch und damit riskant ist. Für diesen fortschrei-
tenden Ausbau werden Entwicklungsvorschriften formuliert, 
welche die Grundflächenzahl, die Geschosshöhen, Baulinien 
und Stellplätze betreffen. Es wird dabei unterschieden in ge-
plante Siedlungen, die einen Degradationsprozess hinter sich 
haben, und die Gebiete, die als Spontansiedlung noch keiner-
lei formeller Regulierung unterlagen.

Die Stadtverwaltung behält in den SR2-Gebieten die Ent-
scheidungshoheit darüber, zu welchen Maßnahmen die Be-
wohner oder Eigentümer von Unterkünften verpflichtet wer-
den können. Begründet werden müssen diese Maßnahmen 
mit Gefährdung der öffentlichen Sicherheit, gesundheitli-
chen Gründen oder wegen Feuergefahr, wobei ein Verstoß ge-
gen die Auflagen als Vergehen gegen das Planungsrecht ge-
richtlich geahndet werden kann. 

Die Stadt möchte durch die Sicherung des im Selbstbau ent-
standenen Wohnungsbestandes und die Anordnung von Auf-
wertungsmaßnahmen, die Qualität der ökonomisch benach-
teiligten Wohngebiete schrittweise steigern. Innerhalb der 
SR2-Zonen soll die lokale Beschäftigung unterstützt wer-
den, indem zusätzliche Hütten, Kleinstgeschäfte, Heimarbeit, 
Bed & Breakfast, KiTas, informeller Handel sowie soziale, 
bildungsbezogene und religiöse Aktivitäten bedingt erlaubt 
sind. Aufgrund dessen, dass diese Aktivitäten zunächst ohne 
zusätzliche Genehmigung und Abgaben grundsätzlich er-
laubt sind, ist die Schwelle für die Bewohner, ökonomische 
Aktivitäten aufzunehmen, sehr gering. 

Der Ausnahmezustand wird in Kapstadt durch einen tempo-
rären Verzicht auf das Durchsetzen von konventionellen bau-
lichen und planerischen Standards genutzt. Dabei sollen be-
stehende Strukturen und Eigeninitiative gefördert werden, 
um langfristig die Anpassung der baulichen Strukturen an 
bestehende Allgemeinkriterien herbeizuführen. Hierdurch 
werden Handlungsperspektiven eröffnet, die der Aktivierung 
von Gestaltungspotenzialen der Bevölkerung im städtischen 
Raum dienen. Die Rolle der Stadtverwaltung liegt dabei in 
der Prozessbegleitung und der Sicherstellung, dass es nicht 
zu baulichen Degradationsprozessen kommt. Um in diesem 
Fall kein dauerhaftes Zweiklassenrecht zu etablieren, bil-
det die Überführung der inkrementellen SR2-Entwicklungs-
gebiete in den konventionellen formellen SR1-Status einen 
wichtigen Abschlusspunkt der Entwicklung. 

Die zweite Möglichkeit zur strategischen Nutzung von 
Informalität ist nach Ananya Roy, „Ausnahmen von 
der Regelmäßigkeit“ zu gewährleisten. Hier sollen re-
gelmäßige Kosten, die etwa durch Formalisierung ent-
stehen und in Diskrepanz zum unregelmäßigen (bspw. 
informellen) Einkommen stehen, ausgesetzt werden.

Wie Alex Salazar in verschiedenen Ausführungen 
schildert, hat im Fall von Uptown Oakland die Stadt 
gegenüber einer privaten Projektentwicklungsge-
sellschaft eine Verhandlungsrolle über die Einrich-
tung solcher Trägerstrukturen übernommen. Anlass 
zur Formierung der NGO „Coalition for Workforce 
Housing“ (CWH), die diese Initiative zunächst koordi-
nierte, gab der damalige Bürgermeister Jerry Brown, 
der in einem Interview erklärte, dass der 10K-Ent-
wicklungsplan für Oaklands Innenstadt (der vorsah, 
10.000 zusätzliche Bewohner in die Innenstadt zu sie-
deln) die einzige Alternative zur „slumification“ des 
Uptown-Viertels durch „affordable housing“ sei. So 
wurden auf dem Gebiet von „Uptown“ allein 1.040 
Wohneinheiten geplant, mit Raum für 2.200 zusätz-
liche Bewohner. Aufgrund des damals boomenden 
Immobilienmarktes, der zunehmenden unbegrün-
deten Zwangsräumungen im Zuge von Sanierungen 
und drohender Gentrifizierung wurde von der CWH 
ein alternatives Entwicklungskonzept für das Kern-
gebiet der 10K-Planungen vorgelegt. Das alternative 
Konzept arbeitete mit der Plangrundlage des privaten 
Projektentwicklers, beinhaltete aber Planungen für 
zwei Blocks mit Mischnutzungen. Hier wurden Sozi-
alwohnungsbauten mit entsprechenden sozialen Ein-
richtungen und Angeboten vorgesehen. Zentral war 
der Vorschlag, lokale Non-Profit-Organisationen für 
die Entwicklung und das Management und somit als 
Trägerstrukturen für die sozialen Einrichtungen zu 
gewinnen. Da die Stadt weiterhin Eigentümerin eines 
der Grundstücke war, wurde sie von der CWH über öf-
fentlichen Druck zu Verhandlungen mit dem privaten 
Entwickler über den alternativen Entwurf gebracht. 
210 Wohneinheiten sind nun für Bewohner mit 30–50 
% des durchschnittlichen Einkommens reserviert, die 
hier zudem auf sie zugeschnittene Dienstleistungen in 
Anspruch nehmen können. 

Interessant ist, was in Oakland hinsichtlich der Rolle 
der Stadt in der Anerkennung prekärer Lebenssitua-
tionen erreicht wird, die eine ökonomische Regelmä-
ßigkeit nicht kennen. Aufgrund ihrer finanziellen Un-
stetigkeit wäre diese Bevölkerungsgruppe ohne die 
Revision des Verfahrens als Bewohner des Projekt-
vorhabens nicht infrage gekommen. Betrachtet man 
das Ganze als eine Neuentwicklung, beinhaltet es nun 
Wohn- und Aufenthaltsgelegenheiten für Geringstver-
dienende, die in der ursprünglich homogen ausgeleg-
ten Planung für die Mittelschicht durch relativ hohe 

Eintritts- und Unterhaltskosten keinen Zugang gehabt hät-
ten. Das Projekt schafft „Ausnahmen von der Regelmäßig-
keit“, da soziale Fragen baulich und planerisch aufgenom-
men und dafür alternative Trägerstrukturen vorgeschlagen 
wurden. Es geht somit nicht um Bestandsschutz, sondern 
um eine festgelegte breitere Zugänglichkeit zu einer Neuent-
wicklung und die Öffnung des Nutzungsspektrums. 

Die institutionelle Planung: Prozessbegleiter und Anwalt-
schaft
Die Rollen für die institutionelle Planung, die sich im Um-
gang mit dem Ausnahmezustand als Planungsinstrument in 
den Praxisbeispielen ergeben, lassen sich als Prozessbeglei-
ter und Anwaltschaft beschreiben. 

Der Einsatz inkrementeller Instrumente ordnet in Kapstadt 
die vormals informellen und somit außerhalb der institutio-
nellen Handhabe stehenden Planungen als Entwicklungs-
raum unter ihre Entscheidungshoheit. Die Prozessbegleitung 
kann dort aktiv stattfinden und geht über eine Duldungs-
haltung der Verwaltung hinaus. Der verstetigten Praxis der 
selbst organisierten Stadtproduktion wird nun eine rechtli-
che Basis geboten, die auch den Formalisierungsprozess mit 
einschließt und regelt. Die Stadtverwaltung erhält große Er-
messensspielräume, was die Duldung baustruktureller Kons-
tellationen angeht. Grundlage zum Umgang mit dieser Rolle 
ist der Verlass auf funktionierende Kontrollmechanismen, 
wie eine unabhängige Rechtsprechung und ein unterstützen-
des Selbstverständnis der Planung. Aufgrund möglicher Si-
cherheitsbedenken, ästhetischer Differenzen oder Verschie-
bung inhaltlicher Prioritätensetzung erfordert das Zulassen 
von solchen temporär deregulierten Räumen auch politische 
und gesellschaftliche Bereitschaft, diese zu gewähren.

Der Planungsfall aus Oakland macht unterdessen deutlich, 
dass die institutionelle Planung (unter öffentlichem Druck) in 
der Lage ist, Anwaltschaften in der Stadtentwicklung selbst 
zu übernehmen. Sie begeben sich dabei auf ein traditionell 
von Aktivisten und NGOs besetztes Feld. Dies macht unter 
gewissen Voraussetzungen durchaus Sinn, dabei darf die An-
waltschaft jedoch nicht dazu dienen, partizipative Planung 
auf Stadtebene zu umgehen und selektive Interessen auf öf-
fentlichen Druck nachträglich in Vorhaben zu integrieren. 
Vielmehr muss es in der Anwendung darum gehen, dass Trä-
gerstrukturen für Ausnahmen und Experimente in der Stadt-
entwicklung, die keinen Zugang zu struktureller Förderung 
haben, planerisch unterstützt werden. 
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